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Die Europäische Union, unsere Union, steht 
vor zahlreichen Herausforderungen. Die Krise, 
die so schwerwiegend ist, wie wir es seit fünf-
zig Jahren nicht mehr erlebt haben, hat die Ar-
beitslosigkeit und die sozialen Ungleichheiten 
verschärft. Das Finanzsystem hat schwerwie-
gende Defizite offenbart. Unsere öffentlichen 
Finanzen haben sich dadurch stark verschlech-
tert und müssen saniert werden. Unsere Wett-
bewerbsfähigkeit verschlechtert sich weiter-
hin. Unsere demografische Entwicklung und 
die Belastungen für Umwelt und Klima zwin-
gen uns, unsere Wirtschaft und unsere Gesell-
schaften neu zu organisieren. Neue Mächte 
betreten die Weltbühne. 

Um diesen zahlreichen Herausforderungen be-
gegnen zu können, brauchen wir ein Europa, 
das stärker, vereinter und entschlossener ist 
sein Gesellschaftsmodell und seinen Wohl-
stand zu garantieren und weiterzuentwickeln 
und die Unterschiede in der wirtschaftlichen 
Entwicklung zwischen den Regionen zu redu-
zieren. Wir brauchen auch ein für seine Bürger 
zugänglicheres Europa und einen engeren Di-
alog zwischen der Union und dem Bürger.

Nach einem fast zehn Jahre dauernden Pro-
zess, der durch die Erklärung von Laeken ein-
geleitet wurde, hat die Union sich einen neu-
en Grundlagentext und eine neue Legitimität 
gegeben. Der Vertrag von Lissabon hat neue 
Institutionen geschaffen. Diese gemeinsam 
entwickelte Institutionen dürften Europa neu-
en Schwung geben. 

Europa und seine Währung haben es ermögli-
cht, unsere Volkswirtschaften besser gegenü-
ber die Umwälzungen auf Weltebene zu schüt-
zen. Aber die Krise und ihre Auswirkungen auf 
die öffentlichen Finanzen erfordern in Zukunft 
die Stärkung des Stabilitäts- und Wachstums-
pakts und Fortschritte in Richtung einer Wirt-
schaftsregierung. Der Europäische Rat muss 
jetzt strategische Entscheidungen treffen, auf 
der Grundlage der konkreten Vorschläge der 
Arbeitsgruppe unter Vorsitz des Präsidenten 
des Europäischen Rates. 

Die Globalisierung verändert die Kräfteverhält-
nisse völlig. Um die Rolle Europas zu konsoli-
dieren, muss die Kohärenz seiner Außenpolitik 
verstärkt werden, und es muss gewährleis-

Zusammen für ein Europa in Aktion!
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tet sein, dass es mit einer einzigen Stimme 
spricht.

Die belgische Präsidentschaft möchte dazu 
beitragen, all diese Herausforderungen zu 
meistern, durch gemeinsames Handeln und 
einen intensiven Dialog mit den Institutionen 
und den Mitgliedstaaten. 

***

Die wirtschaftliche Aufschwung und die Ant-
wort auf die Krise erfordern die Mobilisierung 
aller Kräfte. Die europäische Union muss zur 
treibenden Kraft für strukturelle Reformen, 
für die Schaffung von Arbeitsplätzen, für die 
finanzielle Stabilität und für die Stärkung un-
serer Wettbewerbsfähigkeit werden. Wir müs-
sen wieder an ein nachhaltiges, dauerhaftes 
und über das gesamte Territorium der Europä-
ischen Union ausgeglichenes Wachstum an-
knüpfen. Und wir müssen dafür Sorge tragen, 
dass der Übergang zu einer grünen Wirtschaft 
und zu einer Wirtschaft des Wissens sich ver-
schnellt und gleichzeitig einen starken sozi-
alen Zusammenhalt sicherstellt.

Die Strategie EU 2020 für Beschäftigung 
und Wachstum verfolgt das Ziel einer intel-
ligenten, nachhaltigen und integrierter Wirt-
schaft. Dieses Ziel setzt einen wachsenden 
Arbeitsmarkt, eine größere Mobilisierung für 
Innovation und Bildung, ambitiöse Verpflich-
tungen in der Klimapolitik und schließlich 
einen stärkeren sozialen Zusammenhalt vor-
aus. Die Realisierung der großen Ziele, die 
der Europäische Rat festgelegt hat, wird der 
Hintergrund der sozioökonomischen Schwer-
punkte des Programms der belgischen Präsi-
dentschaft sein.

Angesichts der Verantwortung und der Rolle 
des Finanzsektors in der Krise wird sich die bel-
gische Präsidentschaft um die Schaffung einer 
neuen Struktur zur Regulierung und Überwa-
chung des Finanzsektors bemühen. Sie wird 
ihre besondere Aufmerksamkeit richten auf 
Gesetzesinitiativen der Kommission zur Stär-
kung der Mechanismen zur Krisenvorbeugung 
und -lösung und zum Schutz der Sparer und 
der Unternehmen vor nachlassende Finanzins-
titutionen. 
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Der Arbeitsmarkt wird eines der zentralen The-
men während der belgischen Präsidentschaft 
sein. Investitionen in Humankapital und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen auf einem mo-
dernisierten Arbeitsmarkt sind wesentlich für 
die Entwicklung unseres sozioökonomischen 
Modells. Die belgische Präsidentschaft wird 
sich insbesondere auf die Frage der grünen 
und weißen Arbeitsplätze konzentrieren. Die 
Folgen der wirtschaftlichen Umstrukturie-
rungen, der Kampf gegen die Diskriminierung 
am Arbeitsplatz, sowie die Förderung gleicher 
Bezahlung von Frauen und Männern verdienen 
ebenfalls erneute Beachtung.

Im Anschluss an die von der spanischen Präsi-
dentschaft begonnenen Arbeiten und nach der 
Mitteilung des Europäischen Parlaments wird der 
Rat unter der belgischen Präsidentschaft die be-
schäftigungspolitischen Leitlinien annehmen.

Die belgische Präsidentschaft wird die durch 
den Monti-Bericht eingeleitete Arbeit im Hin-
blick auf die Engpässe, die fehlenden Glieder 
und die neuen Grenzen des Binnenmarktes 
fortsetzen. 

Die Hindernisse für den Schutz innovativer 
Ideen sowie die administrative Vereinfachung 
bleiben eine Herausforderung, die die bel-
gische Präsidentschaft sich stellen wird. Der 
Schutz des geistigen Eigentums und die Fort-
setzung der Verhandlungen über das euro-
päische Patent werden vorrangige Aufgaben 
sein. 

Wir werden Impulse für eine nachhaltige In-
dustriepolitik geben, mit dem Hauptziel der 
Entwicklung einer grünen und weltweit wett-
bewerbsfähigen europäischen Wirtschaft. Die 
belgische Präsidentschaft unterstützt einen 
integrierten Ansatz, der alle Facetten der In-
novation abdeckt und hauptsächlich auf die 
Erfordernisse der Unternehmen und insbeson-
dere der KMU abzielt. 

Forschung, Entwicklung und Innovation 
werden im Europäischen Rat ab Dezember 
2010 Gegenstand eingehender Diskussionen 
sein. Es müssen zuerst Leitlinien definiert 
werden, um eine bessere Koordinierung 
der Politik der Mitgliedstaaten auf diesem 
Gebiet zu erreichen. Die belgische Präsi-
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dentschaft wird sich auf die Definition von 
Indikatoren konzentrieren, die die entschei-
dende Zielvorgabe von 3 % sowie die er-
zielten Fortschritte bei der Schaffung eines 
Europäischen Forschungsraums messen. Ein 
besonderes Augenmerk wird auf dem frei-
en Austausch des Wissens innerhalb dieses 
Europäischen Forschungsraums sowie auf 
der Vereinfachung der gemeinschaftlichen 
Programme liegen.

Schule und Bildung spielen eine wesentliche 
Rolle beim Übergang zu einer Wissensöko-
nomie. Diese Rolle besteht nicht nur darin, 
Kenntnisse zu vermitteln. Der Wandel un-
serer Ökonomie erfordert auch eine stän-
dige Anpassung und Aktualisierung der er-
worbenen Kenntnisse im Hinblick auf die 
Anforderungen des Arbeitsmarktes. Eine 
besondere Anstrengung erfordern daher die 
Bereiche Berufsausbildung, lebenslanges 
Lernen und der Kampf gegen den Schulab-
bruch.

Als einen der Engpässe, die eine Stärkung 
des Wachstums behindern, hat die Kommis-

sion auch Defizite im Infrastrukturbereich 
erkannt. Die Antwort auf diese Herausfor-
derung kann nicht allein von den einzelnen 
Mitgliedstaaten kommen. Die Union muss 
ebenfalls ihren Beitrag leisten, insbesonde-
re im Bereich grenzüberschreitender Infra-
strukturen. Die belgische Präsidentschaft 
wird sich um Fortschritte in dieser Sache be-
mühen, in Abstimmung mit der Kommission 
und der Europäischen Investitionsbank.  Ein 
wichtiger Punkt in diesem Zusammenhang 
ist die Problematik der Sicherheit der Ener-
gieversorgung.

Die Präsidentschaft wird darauf achten, dass 
alle gemeinsamen Politikbereiche, einschließ-
lich der Landwirtschaftspolitik und der Kohä-
sionspolitik, die Strategie Europa 2020 unter-
stützen. Diese Politikbereiche leisten in der Tat 
einen entscheidenden Beitrag zu Wachstum 
und Beschäftigung, wie auch zum wirtschaft-
lichen, sozialen und territorialen Zusammen-
halt.

***
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Unser Gesellschaftsmodell muss gestärkt wer-
den. Besonderes Gewicht muss dabei auf den 
notwendigen sozialen Zusammenhalt gelegt 
werden. Denn ebenso wichtig wie eine leis-
tungsfähige Wirtschaft ist die Frage des sozi-
alen Fortschritts: Dies ist der eigentliche Geist 
unseres europäischen Modells. In diesem Zu-
sammenhang wird die belgische Präsident-
schaft für die Entwicklung einer ambitionierten 
Politik sorgen, um den Zugang zur Beschäfti-
gung zu verbessern.

Im Rahmen der Sozialagenda und der lau-
fenden Strukturreformen wird die belgische 
Präsidentschaft über Zielvorgaben und Kont-
rollindikatoren eine Konvergenz in Richtung 
auf höhere Sozialstandards unterstützen. Die-
ser Ansatz sollte die Bereiche sozialen Schutz, 
Renten und Gesundheitsversorgung umfas-
sen. 
Die belgische Präsidentschaft strebt konkrete 
Fortschritte in der Debatte über Sozialdienst-
leistungen von allgemeinem Interesse an.

Das Jahr 2010 ist das Europäische Jahr zur Be-
kämpfung von Armut und sozialer Ausgren-

zung. In diesem Rahmen wird die belgische 
Präsidentschaft Überlegungen zur Stärkung 
des Sozialschutzes anstoßen. 

Die Präsidentschaft möchte Fortschritte im 
Kampf gegen die Diskriminierung und für die 
Gleichheit erreichen.

Die Umsetzung durch die Union des Überein-
kommens der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Behinderte wird auf die Agenda 
des Rates gesetzt.

Die belgische Präsidentschaft wird im Übrigen 
den Mehrwert der Europäischen Union für die 
Verbesserung der öffentlichen Gesundheit 
hervorheben.

***

Der Wandel in Richtung einer CO2-armen 
Wirtschaft durch den möglichst effizienten 
Einsatz der Energieressourcen und natür-
lichen Ressourcen stellt die zentrale Her-
ausforderung des nächsten Jahrzehnts dar. 
Die Arbeit der Europäischen Union wird in 
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den kommenden Jahren zu einem großen 
Teil der Umwelt und dem Klima gewidmet 
sein. 

Die belgische Präsidentschaft wird, gemein-
sam mit der Kommission, darauf achten, 
dass die Stimme der Europäischen Union 
in den internationalen Verhandlungen in 
Auffolgung der Konferenz von Kopenhagen 
gehört wird. Das angestrebte Ziel besteht 
darin, zu Fortschritten und konkreten Er-
gebnissen im Hinblick auf das für Novem-
ber 2010 in Cancún vorgesehene Treffen 
zur Klimarahmenkonvention zu kommen. 
Die internationale Gemeinschaft muss sich 
im Bereich der Senkung der Treibhausgase-
missionen ambitöse Ziele setzen und kon-
krete Verpflichtungen zu Gunsten der Ent-
wicklungsländer eingehen. Die europäische 
Union muss in diesen Debatten ihr ganzes 
Gewicht einsetzen und sie auch weiterhin 
vorantreiben. 

Die belgische Präsidentschaft wird außerdem 
darauf achten, die Verbindung zu den neuen 
Zielen der europäischen Energie- und Verkehrs-

politik herzustellen, um den Wandel in Richtung 
einer grünen Wirtschaft voranzutreiben. Auch 
eine Anpassung des Steuersystems zur Reali-
sierung dieser Ziele muss in Betracht gezogen 
werden. Sie wird die Arbeit des Rates für eine 
Einigung über eine europäische Gesetzgebung 
fortsetzen, die es den Mitgliedstaaten ermögli-
chen würde, sich die durch den Straßenverkehr 
verursachten externen Kosten von den Stra-
ßenbenutzern zurück zu erstatten.

Die Themen Artenvielfalt sowie die nach-
haltige Nutzung von Materialien werden 
ebenfalls herausragende Themen auf der 
europäischen Agenda sein. Die belgische 
Präsidentschaft wird die Teilnahme der Eu-
ropäischen Union an der 10. Konferenz der 
Vertragsparteien der Biodiversitätskonventi-
on vorbereiten, die im Oktober 2010 in Na-
goya stattfinden wird. 
Besonderes Augenmerk wird auf die Verbes-
serung unserer gesetzgeberischen Instru-
mente im Umweltbereich gelegt werden. 

***
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Der Aufbau einer offenen und sicheren Union, 
die ihren Bürgern dient, ihre Grundfreiheiten 
sichert und sie schützt, stellt eine große Her-
ausforderung dar. Sie muss umgesetzt werden 
durch die Vertiefung und Vollendung eines eu-
ropäischen Freiheits-, Sicherheits- und Rechts-
raumes. Der Vertrag von Lissabon bietet in die-
ser Hinsicht neue Möglichkeiten. Die belgische 
Präsidentschaft beabsichtigt, diese zu nutzen, 
um eine neue Dynamik in diesem Bereich zu 
entfalten, in enger Abstimmung mit der Kom-
mission und dem Parlament. In diesem Kon-
text werden wir das Mehrjahresprogramm von 
Stockholm (2010-2014) umsetzen.

Das Ziel der Herstellung eines einheitlichen 
Asylverfahrens und eines einheitlichen inter-
nationalen Schutzstatus bis 2012 wird aktiv 
verfolgt werden. Der Kampf gegen den Ter-
rorismus, die organisierte Kriminalität, die il-
legale Einwanderung und insbesondere den 
Menschenhandel werden Prioritäten im Be-
reich der Innenpolitik sein. Die legale Migrati-
on wird auch ein Schwerpunkt der Präsident-
schaft sein. Die gegenseitige Anerkennung 
gerichtlicher Entscheidungen wird das zen-

trale Element des Programms der belgischen 
Präsidentschaft im Bereich der Justiz sein. 
Gegenüber den durch den freien Personenver-
kehr unleugbaren erlaubten Fortschritt, muss 
ein gemeinsamer europäischer Rechts- und 
Sicherheitsraum entstehen.

Besonderes Augenmerk wird dabei auf die au-
ßenpolitische Dimension dieser Fragen gelegt 
werden. Sowohl die Herausforderungen der 
Migration als auch der Kampf gegen das orga-
nisierte Verbrechen, den Menschenhandel, den 
Drogenhandel und der Kampf gegen den Terro-
rismus müssen zum integralen Bestandteil der 
Außenpolitik der Europäischen Union werden. 

***

Mit dem Vertrag von Lissabon hat sich die Euro-
päische Union solide Institutionen gegeben, die 
es ihr ermöglichen, ihr außenpolitisches Handeln 
zu verstärken. Die Anziehungskraft der Europä-
ischen Union als wichtigste regionale Organisa-
tion der Welt und als Akteurin des Friedens und 
des Wohlstands bleibt ungebrochen. 

Strategischer Rahmen
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Um der Union eine effiziente Diplomatie zu 
geben, wird die Einrichtung des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes in diesem zweiten Halb-
jahr 2010 abgeschlossen. Was die Außenvertre-
tung der Union betrifft, möchte die belgische 
Präsidentschaft das Potenzial des neuen Ver-
trages optimieren und favorisiert daher die 
einheitliche Vertretung.

Die Union ist dazu bereit, den Erweiterungs-
prozess fortzusetzen. Das Tempo der Aufnah-
me neuer Mitglieder ergibt sich nach Maßgabe 
der eigenen Leistungen der jeweiligen Kandi-
daten. So könnten die Verhandlungen mit Kro-
atien in die letzte Phase treten und die Ver-
handlungen mit der Türkei werden fortgesetzt. 
Der Europäische Rat hat im Juni entschieden, 
die Beitrittsverhandlungen mit Island zu er-
öffnen. Der Rat wird im zweiten Halbjahr sei-
ne Prüfung der Empfehlung der Kommission 
fortsetzen, die Beitrittsverhandlungen mit der 
ehemaligen jugoslawischen Republik Maze-
donien aufzunehmen. Gemäß der Mitteilung 
an die Ministerkonferenz von Sarajevo am 2. 
Juni 2010 wird die Präsidentschaft auch an der 
Konkretisierung der Annäherung der westli-

chen Balkanstaaten arbeiten, in Übereinstim-
mung mit den etablierten Verfahren und dem 
jeweiligen Fortschritt der Reformen.

Die Regierungschefs und die Regierungen der 
Europäischen Union werden im Rahmen zweier 
Gipfeltreffen mit ihren Amtskollegen aus Asien 
und Afrika zusammentreffen. Unser Wunsch ist 
es, die Zusammenarbeit und Partnerschaft mit 
diesen Kontinenten zu vertiefen und mit ihnen 
gemeinsam die globalen Herausforderungen 
anzugehen. 

Die Union wird weiterhin für eine Öffnung ein-
treten und der protektionistischen Versuchung 
widerstehen. In diesem Zusammenhang wird 
sich die Präsidentschaft für die Fortführung 
der Arbeiten der Doha-Runde bis zu ihrem Ab-
schluss einsetzen. Die Union wird im Übrigen 
weiterhin bilaterale und regionale Handelsab-
kommen mit ihren wichtigsten Partnern aus-
handeln und abschließen.

Der Schutz und die Förderung der Menschen-
rechte und der Grundfreiheiten und ihre voll-
ständige Integration in alle Handlungsbereiche 
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der EU werden auch weiterhin Priorität in der 
Außenpolitik der EU haben.

Besonderes Augenmerk wird auf die Vorberei-
tung des hochrangigen Treffens der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen zum 10. Jah-
restag der Millenniumserklärung gelegt werden. 

***

Das Potenzial des neuen Vertrags muss in al-
len Politikbereichen der Union genutzt wer-
den. Um die notwendige Mittel für diese Poli-
tikbereiche zu sichern, muss das Budget 2011 
unter der belgischen Präsidentschaft zum Ab-
schluss gebracht werden. Diese wird auch, in 
einer langfristigeren Perspektive, die Debatte 
über die zukünftigen finanziellen Perspektiven 
aufnehmen.
Im Zuge der Bemühungen, den europäischen 
Aufbau für die Bürger greifbar und zugänglich 
zu machen, wird die belgische Präsidentschaft 
die Bemühungen der spanischen Präsident-
schaft fortsetzen, die im Vertrag von Lissabon 
vorgesehene Bürgerinitiative zu übernehmen. 

Wir glauben an die Kraft unseres Modells und 
unserer gemeinsamen Werte, die wir im Laufe 
der letzten fünf Jahrzehnte aufgebaut haben. 
Die europäische Union hat die Entwicklung 
unseres Kontinents ermöglicht und sichert 
heute über 500 Millionen Bürgern Wohlstand 
und Frieden. Allerdings ist dieses Modell an-
spruchsvoll. Daher kann sich die Union nicht 
auf ihren Lorbeeren ausruhen. 

„Bringen wir Europa gemeinsam in Gang!“

Strategischer Rahmen
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Die Umsetzung des Vertrags von 
Lissabon

Die belgische Präsidentschaft wird die Arbeit der 
vorhergehenden Präsidentschaften im Hinblick 
auf die Umsetzung des Vertrags von Lissabon fort-
führen. Sie wird darauf achten, dass diese Arbeit 
ganz im Sinne der angestrebten Ziele durchge-
führt wird, das Handeln der Union effizienter, ko-
härenter und transparenter zu machen. Aufbau-
end auf dem von der spanischen Präsidentschaft 
Erreichten wird die belgische Präsidentschaft, in 
enger Zusammenarbeit mit allen betroffenen Ak-
teuren, dafür sorgen, dass die Arbeitsmethoden 
und die Verteilung der Verantwortlichkeiten ganz 
im Sinne des Vertrags von Lissabon gefestigt und 
stabilisiert werden.

Einrichtung des Europäischen Aus-
wärtigen Dienstes

Die Entscheidung und die damit zusammen-
hängenden Instrumente zur Organisation und 
zu den Funktionen des Europäischen Auswär-
tigen Dienstes müssen verabschiedet werden. 

Damit erhält die Europäische Union ein wesent-
liches Instrument zur Stärkung der Kohärenz, 
der Kontinuität und der Effizienz ihrer Außen-
politik. Die belgische Präsidentschaft wird die 
Hohe Vertreterin unterstützen, damit der Euro-
päische Auswärtige Dienst auf effektive Wei-
se eingerichtet werden kann und sobald wie 
möglich seine Arbeit aufnehmen kann.

Das Recht zur Bürgerinitiative

Das Recht zur Bürgerinitiative stellt eine der 
wichtigen Innovationen des Vertrags von Lissa-
bon dar. Es erlaubt den europäischen Bürgern, 
sich noch mehr in europäischen Belangen zu 
engagieren und wird die Stärkung des euro-
päischen öffentlichen Raums begünstigen. Die 
belgische Präsidentschaft wird die unter der 
spanischen Präsidentschaft unternommenen 
Arbeiten fortführen, mit dem Ziel der Verab-
schiedung durch den Rat und das europäische 
Parlament einer Verordnung worin in der die 
Verfahren und Bedingungen für die effektive 
und effiziente Umsetzung dieses Rechts fest-
legt werden.

Allgemeine Angelegenheiten

OPERATIONNELles PROGRAMM

Operationnelles programm : Allgemeine angelegenheiten
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Delegierte Rechtsakte und  
Durchführungsrechtsakte

Die belgische Präsidentschaft wird die Arbeiten 
fortführen, die im Hinblick auf die Umsetzung 
der Bestimmungen in Bezug auf delegierte 
Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte un-
ternommen wurden.

Der Vertrag von Lissabon sieht vor, dass die 
Regeln, die die Modalitäten für die Kontrolle 
der Ausübung der Durchführungsbefugnisse 
der Kommission durch die Mitgliedstaaten be-
stimmen, Gegenstand einer Verordnung sein 
müssen. Die belgische Präsidentschaft wird die 
unter der spanischen Präsidentschaft begon-
nene Arbeit im Hinblick auf die Verabschiedung 
einer solchen Verordnung durch den Rat und 
das europäische Parlament fortführen.

Solidaritätsklausel

Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten 
handeln, in den Worten des Vertrags von Lissa-
bon, gemeinsam und solidarisch, wenn ein Mit-

gliedstaat Opfer eines terroristischen Anschlags 
oder einer Naturkatastrophe bzw. einer vom 
Menschen verursachten Katastrophe wird. Die 
Modalitäten der Umsetzung dieser Solidaritäts-
klauseln müssen in einer Entscheidung festgelegt 
werden. Wenn der gemeinsame Vorschlag der 
Hohen Vertreterin und der Kommission im Laufe 
des zweiten Halbjahres 2010 vorgelegt werden 
sollte, wird die belgische Präsidentschaft die Ar-
beit aufnehmen, damit diese Klausel so schnell 
wie möglich in Kraft treten kann.

Wirtschaftspolitische Steuerung 
und Europa 2020 

Entsprechend der vom Europäischen Rat ge-
troffenen Entscheidungen und aufgrund der 
Vorschläge der Arbeitsgruppe unter Vorsitz des 
Präsidenten des Europäischen Rats wird die 
belgische Präsidentschaft die Umsetzung der 
Maßnahmen sicherstellen, die auf eine Stär-
kung des Pakts für Stabilität und Wachstum 
und auf eine Verbesserung der wirtschaftspoli-
tischen Steuerung abzielen.
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Die belgische Präsidentschaft wird dem effek-
tiven Anlauf der europäischen Strategie für Be-
schäftigung und Wachstum in jeder betroffenen 
Formation des Rates unter Berücksichtigung 
der Multi-Level-Governance die erforderliche 
Aufmerksamkeit widmen. Insbesondere in der 
Strategie Europa 2020 wird die belgische Prä-
sidentschaft darauf achten, die wichtigsten Be-
teiligten, auch diejenigen auf regionaler und lo-
kaler Ebene, an der Umsetzung der Strategie zu 
beteiligen, um bessere Ergebnisse zu erzielen.

Gegen Ende des Jahres 2010 werden die nati-
onale Reformprogramme und Stabilitäts- und 
Konvergenzprogramme gleichzeitig der Kom-
mission vorgestellt werden. Darüber hinaus 
müssen die Mitgliedstaaten auf Grundlage 
eines Dialogs mit der Kommission ihre natio-
nale Ziele und die identifizierten Engpässe be-
rücksichtigen. 

Entsprechend der Entscheidung des Euro
päischen Rates von März 2010 wird sich der 
Europäische Rat ab Oktober mit Forschung und 
Entwicklung beschäftigen und insbesondere die 

Mittel untersuchen, die es ermöglichen, das Inno-
vationspotential und die Wettbewerbsfähigkeit 
Europas vor dem Hintergrund der Herausforde-
rungen, vor denen Europa steht, zu stärken. Die 
belgische Präsidentschaft wird darauf achten, 
dass die Debatte von allen betroffenen Formati-
onen des Rates vorbereitet und geführt wird.

Wirtschaftlicher, sozialer und  
territorialer Zusammenhalt

Die belgische Präsidentschaft beabsichtigt, 
die Debatte über die Zukunft der Politik des 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zu-
sammenhalts fortzuführen, die von der Euro-
päischen Kommission seit 2007 geführt wird. 
Unter diesem Gesichtspunkt wird sie an die 
Arbeit der vorhergehenden Präsidentschaften 
anknüpfen und sich auf die verschiedenen Eva-
luierungen sowie auf die von der Kommission 
unternommenen Sondierungsarbeiten stützen. 
Der fünfte Kohäsionsbericht, der von der Kom-
mission im November 2010 verabschiedet wer-
den wird, wird im Mittelpunkt des informellen 
Treffens der für die Kohäsionspolitik zuständi-

Operationnelles programm : Allgemeine angelegenheiten
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gen Minister unter der belgischen Präsident-
schaft stehen.

Im Kontext der Strategie Europa 2020 wird die 
belgische Präsidentschaft die Rolle der Kohäsi-
onspolitik und der Strukturfonds vertiefen, als 
langfristiges Instrument, das darauf abzielt, die 
vorrangigen Ziele eines intelligenten, nachhal-
tigen und integrierten Wachstums auf der Ebene 
der Mitgliedstaaten und der Regionen zu errei-
chen. Ein weiterer Schwerpunkt wird die Proble-
matik der industriellen Umstellung sein. Die dy-
namische Rolle der Städte und ihre nachhaltige 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung müssen 
besser herausgestellt werden. Schließlich wird 
die belgische Präsidentschaft ihre Aufmerksam-
keit auf die zukünftigen Ziele der Kohäsionspo-
litik, ihre geografischen und thematischen Ziele 
und die Beziehungen zwischen Kohäsion und 
regionaler Wettbewerbsfähigkeit richten. 

Die belgische Präsidentschaft wird die Be-
mühungen der spanischen Präsidentschaft in 
Bezug auf die Partnerschaft zwischen EU, Mit-
gliedstaaten, lokalen und regionalen Stellen 

fortsetzen, insbesondere im Rahmen der „Mul-
ti-Level-Governance“. 

Finanzrahmen

Die belgische Präsidentschaft wird eine Reihe von 
Budgetfragen behandeln, wie etwa die Neufas-
sung des Abkommens zwischen dem Parlament 
und dem Rat über Fragen der Verwaltung der 
jeweiligen Budgets, die Auswirkungen der Ände-
rung der Mehrheitsregeln bei Inkrafttreten des 
Vertrags von Lissabon oder auch die Annahme 
der neuen Regeln bezüglich des Finanzrahmens.

Was den Finanzrahmen 2007-2013 betrifft, wird 
die belgische Präsidentschaft im Rat in angemes-
sener Weise an die von der Kommission vorge-
legte Evaluierung des mehrjährigen Finanzrah-
mens anknüpfen. Die Schlussfolgerungen sollten 
im Budget für 2011 eingearbeitet werden.

Die belgische Präsidentschaft wird die globale 
Evaluierung des Budgets für die Zukunft weiter-
verfolgen; Dazu wird eine Mitteilung der Kom-
mission für das dritte Quartal 2010 erwartet. 
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Erweiterung

Der Prozess der Erweiterung bleibt ein großer 
Anreiz für die Umsetzung politischer und wirt-
schaftlicher Reformen in Ländern, die die Mit-
gliedschaft der Union anstreben. Gemäß dem 
erneuerten Beschluss zur Erweiterung vom 
Dezember 2006 wird die belgische Präsident-
schaft die Verhandlungen unter Berücksichti-
gung der in den einzelnen Ländern erzielten 
Fortschritte und Erfolge weiterführen. 

Die Verhandlungen mit Kroatien sind in die 
entscheidende Phase getreten. Die belgische 
Präsidentschaft wird Kroatien in seinen Be-
mühungen begleiten und unterstützen, um 
die Beitrittsverhandlungen nach der Erfüllung 
sämtlicher Bedingungen schnellstmöglich zum 
Abschluss zu bringen. Die belgische Präsident-
schaft ermutigt der Türkei die erforderlichen 
Reformen weiterzuverfolgen, welche zur Erfül-
lung sämtlicher Kriterien von Kopenhagen so-
wie zur Eröffnung der Verhandlungen zu den 
Kapiteln des gemeinschaftlichen Besitzstands 
erforderlich sind. Diese Reformen sollen dazu 

beitragen, dass die in Oktober 2005 aufge-
nommenen Beitrittsverhandlungen im vorge-
sehenen Tempo fortgesetzt werden können.

Die belgische Präsidentschaft wird die formelle 
Entscheidung des Europäischen Rates vom 17. 
Juni 2010 umsetzen, die Beitrittsverhandlungen 
mit Island zu eröffnen und sie wird ein gemein-
sames Vorgehen innerhalb des Rates anstre-
ben bezüglich der Prüfung der Empfehlung der 
Kommission, Beitrittsverhandlungen mit der 
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo-
nien aufzunehmen.

Die belgische Präsidentschaft unterstützt die 
übrigen westlichen Balkanländer auf ihrem Weg 
zu einer Stabilisierung innerhalb der Region 
und einer Annäherung an die EU entsprechend 
dem auf den Gipfeln von Zagreb und Thessalo-
niki vorgezeichneten Weg. Daher ermutigt sie 
diese Länder, ihre regionale Zusammenarbeit 
zu verstärken und alle insbesondere im Rah-
men des Stabilisierungs- und Assoziierungs-
prozesses verfügbaren Instrumente zu nutzen.

Operationnelles programm : Allgemeine angelegenheiten
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Wirtschaft und Finanzen

Im Laufe der letzten Monate wurden auf eu-
ropäischer Ebene schon wichtige Initiativen 
genommen, um die Auswirkungen der wirt-
schaftlichen und finanziellen Krise, die unse-
re Volkswirtschaften trifft, abzumildern, das 
Vertrauen der Investoren und der Bürger wie-
derherzustellen und den Weg zu einem intelli-
genten, nachhaltigen und integrativen Wachs-
tum zu ebnen. 

Es müssen jedoch noch zusätzliche Maßnah-
men ergriffen werden, um die finanzielle Sta-
bilität zu gewährleisten und den größten Her-
ausforderungen zu begegnen, wie etwa jene 
im Zusammenhang mit der Alterung der Gesell-
schaft, mit dem Verlust der Wettbewerbsfähig-
keit einiger unserer Volkswirtschaften, mit der 
Sanierung der öffentlichen Finanzen und mit 
der Finanzierung der Anstrengungen im Kampf 
gegen den Klimawandel. Die Präsidentschaft 
gewährleistet die notwendige Fortsetzung der 
Arbeiten der vom Europäischen Rat in März 
2010 eingerichteten Arbeitsgruppe zur Unter-
suchung der notwendigen Maßnahmen zur 
Sicherstellung einer besseren wirtschaftlichen 

Koordination und einer strengeren Haushalts-
disziplin.

Reformen des Finanzsektors

Unter der belgischen Präsidentschaft wird sich 
der Rat bemühen, die finanzielle Integration 
zu festigen, eine neue Architektur der Auf-
sicht über den Finanzsektor zu schaffen, die 
Stabilität des Finanzsystems zu stärken und 
den Schutz der Verbraucher und Investoren zu 
verbessern. Die belgische Präsidentschaft wird 
in Zusammenarbeit mit der Europäischen Kom-
mission und dem Europäischen Parlament ei-
nen mehrjährigen Aktionsplan ausarbeiten, der 
die Gesamtheit der in der Europäischen Union 
durchzuführenden Finanzdienstleistungsre-
formen festlegt, unter Berücksichtigung ins-
besondere der laufenden Projekte und Fort-
schritte innerhalb der G20.

Die Einrichtung der neuen Aufsichtsstruk-
tur auf der Ebene der Europäischen Union 
Ende des Jahres, in Übereinstimmung mit den 
Schlussfolgerungen der „Larosière“-Gruppe, 
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wird von entscheidender Bedeutung sein. Auf 
makroprudentieller Ebene soll der Europäische 
Ausschuss für Systemrisiken solche System-
risiken für die finanzielle Stabilität erkennen 
und identifizieren. Auf mikroprudentieller Ebe-
ne sollen die europäischen Aufsichtsbehörden, 
die zusammen mit den nationalen Aufsichts-
behörden das europäische Finanzaufsichts-
system bilden, zur Entwicklung eines „Single 
Rule Book“ beitragen und die Annäherung der 
Aufsichtspraktiken fördern. Dabei ist für eine 
bessere Anwendung des Gemeinschaftsrechts, 
eine bessere Einbeziehung der grenzüber-
schreitenden Systemrisiken sowie eine schnel-
lere Reaktion im Krisenfall zu sorgen. Auf der 
Grundlage der Erörterungen, in Abstimmung 
mit dem Parlament und der Kommission, wird 
die Präsidentschaft darauf achten, dass diese 
neuen Institutionen bis Anfang des Jahres 2011 
ihre Arbeit aufnehmen können.

Die Instrumente zur Krisenprävention und -lö-
sung müssen ausgebaut werden, insbesondere 
im Hinblick auf systemische Institutionen und 
grenzüberschreitende Probleme.

Angesichts der Verantwortung des Finanzsek-
tors in der Krise wird der Rat untersuchen, 
wie der Finanzsektor angemessen an der Fi-
nanzierung der Mechanismen zur Krisenprä-
vention und zum Krisenmanagement sowie 
am Schutz der Sparer vor Finanzinstitutionen 
mit Liquiditätsproblemen beteiligt werden 
kann.

Um die Belastbarkeit und die Stabilität der Fi-
nanzinstitutionen im Krisenfall zu verbessern, 
ist es wichtig, angemessenere Kapital- und 
Liquiditätsanforderungen festzulegen, in Über-
einstimmung mit den Richtlinien, die sich aus 
den auf internationaler Ebene unternommenen 
Arbeiten ergeben dürften (insbesondere Basler 
Ausschuss und Finanzstabilitätsrat). Die bel-
gische Präsidentschaft wird auf die Kohärenz 
und die kumulativen Effekte dieser verschie-
denen Reformen achten.

Auf der Grundlage der Vorschläge der Kom-
mission wird der Rat Gesetzgebungsinitiativen 
prüfen in Bezug auf:

Operationnelles programm : Wirtschaft und Finanzen
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• �die Förderung der Sicherheit der Derivate-
märkte, durch Stärkung der Transparenz 
und Minderung des Adressatenausfallrisi-
kos, insbesondere über das zentrale Gegen-
partei-Clearing für standardisierte derivative 
Produkte;

• �Leerverkäufe und Credit Default Swaps;

• �die Verfolgung einer Reform der europä-
ischen Gesetzgebung über die Einlagen-
garantiesysteme und den Schutz der Anle-
ger, um den Verbraucherschutz zu stärken, 
auf der Grundlage der Entscheidung des 
Rates, das Garantieniveau für Einlagen 
auf 100 000 Euro anzuheben und für eine 
größere Effizienz der Richtlinie über die 
Einlagensicherung zu sorgen;

• �die Vertiefung des Binnenmarktes durch 
Initiativen wie die Revision der Richtlinie 
über Finanzkonglomerate oder die Fest-
setzung eines Enddatums für den Eintritt 
in den einheitlichen EURO-Zahlungsver-
kehrsraum (SEPA). 

Die Revision der Richtlinie über Marktmiss-
brauch wird auch auf das Agenda des Rates 
stehen. Außerdem wird die belgische Präsi-
dentschaft darauf achten, dass die Verhand-
lungen über die Richtlinie zu den Managern 
alternativer Investmentfonds (Richtlinie AIFM) 
fortgesetzt werden, die darauf abzielt, Hedge-
fonds und Private-Equity-Unternehmen ent-
sprechend den beim G20-Treffen eingegan-
genen Verpflichtungen zu regulieren.

Auf der Grundlage des Vorschlags der Europä-
ischen Kommission wird der Rat die Aufsicht 
über die Rating-Agenturen der European Secu-
rities Markets Authority übertragen.

Haushaltspolitik

Stabilitäts- und Wachstumspakt

Aufgrund der aktuellen globalen Situation 
wird kurzfristig die Priorität darauf liegen, die 
Glaubwürdigkeit in die kurative Komponen-
te des Stabilitäts- und Wachstumspakts wie-
derherzustellen. Da derzeit gegen zahlreiche 
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Mitgliedstaaten Verfahren wegen eines über-
mäßigen Defizits laufen, ist es wichtig, dass 
die genehmigten Fristen für die Realisierung 
der Anpassungen strikt eingehalten werden. 
Der Rat wird unter der belgischen Präsident-
schaft von Beginn an darauf achten, die Pläne, 
die auf eine Haushaltskonsolidierung abzielen, 
und die strukturellen Reformen zu beschleuni-
gen, wenn dies angemessen ist. Damit soll die 
Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen und 
ein dauerhaftes und stärkeres Wachstum in-
nerhalb der Union gewährleistet werden.

Besonderes Augenmerk wird auf die Verfol-
gung der Einrichtung eines europäischen Me-
chanismus zur finanziellen Stabilisierung ge-
legt werden.

Unter der belgischen Präsidentschaft wird der 
Rat die Umsetzung der Vorschläge der im März 
2010 gegründeten Arbeitsgruppe behandeln, 
wie vom Europäischen Rat übernommen. Diese 
Maßnahmen haben zum Ziel, die Wirtschafts-
regierung der Europäischen Union zu stärken 
und einen soliden Rahmen für das Manage-

ment und die Lösung der Krise zu bilden, un-
ter Respektierung der Haushaltsverantwortung 
eines jeden Mitgliedstaates.

Die Stärkung der Funktionsweise von Eurostat 
in der Kontrolle und Prüfung der Qualität der 
öffentlichen Finanzen im Rahmen der Stabili-
tätsprogramme wird fortgesetzt werden, um 
die Glaubwürdigkeit und die Qualität der öf-
fentlichen Finanzen zu sichern.

Eurozone

Der Rat soll die Entscheidung formell billigen, 
die es Estland erlaubt, ab dem 1. Januar 2011 
den Euro als Währung zu übernehmen.

Wachstum und  
Wettbewerbsfähigkeit

Der Rat wird bestrebt sein, das Vertrauen wie-
derherzustellen und das intelligente, nach-
haltige und integrative Wachstum der Euro-
päischen Union zu erhöhen, um zukünftigen 
Herausforderungen begegnen zu können. 

Operationnelles programm : Wirtschaft und Finanzen
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Dafür werden strukturelle Reformen und ent-
schiedene politische Maßnahmen im Sinne 
der Strategie Europa 2020 erforderlich sein. 
Die Realisierung dieses Wachstumspotenzials 
setzt voraus, dass gleichzeitig die Probleme 
der Engpässe, der fehlenden Glieder und der 
neuen Grenzen des Binnenmarkts angegangen 
werden. 

Die Krise hat die bestehenden Ungleichge-
wichte und die Entwicklung der Wettbewerbs-
fähigkeit zwischen den Mitgliedstaaten offen-
bart. Die EU muss dringend darauf reagieren 
und die schlechter gewordene Wettbewerbs-
fähigkeit korrigieren, die sich durch Defizite in 
der Zahlungs- und Leistungsbilanz zeigt. Diese 
Probleme sind besonders wichtig für die Län-
der der Eurogruppe die bisher von ihrer Zuge-
hörigkeit zur Wirtschafts- und Währungsunion 
profitiert haben, die jedoch gegenwärtig vor 
großen Anpassungsanforderungen und -zwän-
gen stehen.

Innovative Finanzierungsmöglich-
keiten 

Während der belgischen Präsidentschaft wird 
der Rat die verschiedenen Vorschläge zur in-
novativen Finanzierung gleich im Anschluss an 
die internationale Agenda und auf der Grund-
lage der vorbereitenden Arbeit der Europä-
ische Kommission prüfen. Er wird auch ihre 
Wechselwirkungen mit anderen internationa-
len, europäischen oder nationalen Initiativen 
prüfen und dabei auch die Notwendigkeit der 
Aufrechterhaltung gleicher Wettbewerbsbe-
dingungen zwischen den wirtschaftlichen Ak-
teuren berücksichtigen. Die belgische Präsi-
dentschaft wird die Arbeiten in Bezug auf eine 
Global Transaction Tax fortführen.

Steuern

Im Bereich der direkten Steuern werden die 
Diskussionen über die Modalitäten der Erwei-
terung und Verbesserung der Abschlagsteuern 
auf Zinserträge innerhalb der Europäischen Uni-
on und im Hinblick auf Drittländer fortgesetzt.
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Außerdem wird der Rat unter der belgischen 
Präsidentschaft versuchen, mit Drittländern 
eine Übereinkunft über die Zusammenarbeit 
und den Austausch von Auskünften im Bereich 
der direkten Steuern zu erzielen und eine 
weitgehende Zustimmung zu den Grundsät-
zen der steuerlichen „Good Governance“ zu 
erreichen.

Die drei Präsidentschaften haben sich ver-
pflichtet, ihre Unterstützung der Arbeiten der 
Gruppe „Verhaltenskodex“ auf dem Gebiet der 
Unternehmenssteuern zu verlängern. Diese be-
treffen den Abbau schädlicher Steuermaßnah-
men sowie Fragen aus dem Arbeitsprogramm 
der Gruppe (insbesondere Bekämpfung von 
Missbräuchen, Beziehungen zu Drittländern, 
Transparenz und Austausch von Auskünften im 
Bereich der Transferkosten sowie administra-
tive Praktiken). 

Der Rat wird die steuerpolitische Initiative un-
ter dem Aspekt der Priorität für den Bürger 
begleiten. Im Rahmen der Wiederbelebung 
des Binnenmarktes wird es das Ziel sein, In-

teressensbereiche des Bürgers zu bestim-
men, in denen freiwillige Initiativen initiiert 
werden.

Auf dem Gebiet der indirekten Steuern wird 
die Modernisierung der auf das allgemeine 
Mehrwertsteuersystem angewandten Regeln 
und der im Kampf gegen Steuerbetrug ange-
wandten Regeln gefördert werden.

Was das Mehrwertsteuersystem betrifft, wird 
es darum gehen, die Arbeiten im Zusammen-
hang mit der Behandlung von Versicherungen 
und Finanzdienstleistern sowie im Zusammen-
hang mit der Neufassung der Ausführungsver-
ordnung der Richtlinie über das gemeinsame 
System fortzuführen. 

Die mehrwertsteuerliche Behandlung von 
Postdienstleistungen wird ebenfalls diskutiert 
werden.

Die Arbeiten zum Sonderrahmen für Reisebü-
ros, zum Vorschlag für die mehrwertsteuerliche 
Behandlung von Gutscheinen und zu dem ab 

Operationnelles programm : Wirtschaft und Finanzen
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2010 anwendbaren einheitlichen Mindestmehr-
wertsteuersatz werden ebenfalls gefördert. 

Der Rat wird das Reverse-Charge-Verfahren prü-
fen, um Betrug bei Abgaben auf bestimmte Wa-
ren zu verhindern, sei es durch individuelle Aus-
nahmeregelungen für bestimmte Mitgliedstaaten 
oder durch die Ausweitung des Verfahrens auf 
immaterielle Güter wie Gas und Elektrizität. 

Eine Verschiebung der Besteuerung der Arbeit 
in Richtung der Steuersâtze im Zusammen-
hang mit umweltschädlichem Verhalten sollte 
unterstützt werden, wobei darauf zu achten 
ist, dass die allgemeine Steuerlast nicht zu-
nimmt. Ein Austausch bewährter Verfahren 
könnte in dieser Hinsicht hilfreich sein. Dieser 
Prozess wird die möglichen positiven Aspekte 
einer Umweltsteuer sowie die Notwendigkeit, 
in bestimmten Volkswirtschaften den Steuer-
druck auf die Arbeit spürbar zu verringern, zu 
berücksichtigen haben. Sobald die Kommissi-
on einen Richtlinienvorschlag in Bezug auf die 
Energiebesteuerung einbringt, wird diese alle 
Andacht verdienen.

Die außenpolitische Rolle der Eu-
ropäischen Union

Auf der weltweiten Bühne muss die Europä-
ische Union durch Stärkung ihrer internati-
onalen Rolle in den verschiedenen Foren die 
politischen Entscheidungen stärker mitbe-
stimmen. Das gilt insbesondere für das G20-
Finanzministertreffen, bei dem die Präsident-
schaft die Koordinierung einer europäischen 
Position übernehmen wird, um die Legitimität 
der Beschlüsse zu bekräftigen und ihre Annah-
me durch alle Mitgliedstaaten zu gewährleis-
ten. Die belgische Präsidentschaft wird auch 
dafür sorgen, dass die Nachverfolgung und die 
Umsetzung der beschlossenen Vereinbarungen 
gewährleistet werden. 

Die Reformen der internationalen Finanzinsti-
tute (IFI), die Rolle des Internationalen Wäh-
rungs- und Finanzausschusses (IMFC), die 
Aufgaben des Internationalen Währungsfonds 
(IWF) und die Mittel müssen angepasst wer-
den, um den Herausforderungen des globalen 
Währungssystems besser anzusprechen und 
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die Wirkungskraft der Aufsicht zu verbessern 
und auszuweiten.

Neben der Fast-Start-Finanzierung, zu der auf 
der UNFCCC in Cancún Ende 2010 ein Bericht 
erwartet wird, muss der Rat seinen Beitrag zu 
den längerfristigen Finanzierungsproblemen, 
zu den Finanzierungsquellen, den Finanzie-
rungsmodalitäten (Principles for Global Contri-
butions, Level of Public and Private Financing, 
Market-Based Instruments, Innovative Finan-
cing) sowie zur Regelung der zukünftigen in-
ternationalen Finanzarchitektur leisten.

Auf der Grundlage eines Gesetzgebungsvor-
schlags der Kommission in Bezug auf externe 
Aufgaben der Europäischen Investitionsbank 
(EIB) wird die Zwischenprüfung der Aufgaben 
für den Zeitraum 2007-2013 weitergeführt, um 
zu einer Entscheidung zwischen dem Rat und 
dem Parlament zu kommen. Im Übrigen wird 
die Prüfung der längerfristigeren Optionen die 
Einrichtung eines Verfahrens erfordern, um die 
Prüfung fortsetzen zu können. 

Haushalt der Union 

Die belgische Präsidentschaft wird das ers-
te Verfahren zur Ausarbeitung des Haushalts 
(2011) nach den Regeln des Vertrags von Lis-
sabon durchführen, der dem Europäischen 
Parlament und dem Rat gleiche Haushaltsko-
mpetenzen einräumt. Die Präsidentschaft wird 
für einen ruhigen Verlauf dieses Verfahrens 
sorgen. 

Die Präsidentschaft wird sich auch mit der 
Neubearbeitung des Abkommens zwischen 
dem Parlament und dem Rat über Fragen der 
Verwaltung der jeweiligen Budgets, mit den 
Auswirkungen der Änderung der Mehrheitsre-
geln bei Inkrafttreten des  Vertrags von Lissa-
bon oder auch mit der Annahme der neuen 
Regeln im Hinblick auf die finanziellen Per-
spektiven befassen müssen.

Operationnelles programm : Wirtschaft und Finanzen
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Wettbewerbsfähigkeit (Binnenmarkt, Industrie und  
Forschung)

Binnenmarkt

Zuallererst müssen wir den Binnenmarkt stärken. 
Der Monti-Bericht enthält Empfehlungen zu den 
Problemen der Engpässe, der fehlenden Stufen 
und der neuen Grenzen des Binnenmarktes. Auf 
der Grundlage dieses Berichts und der diesbe-
züglichen Mitteilung der Kommission wird die 
belgische Präsidentschaft die Debatte über den 
Ausbau und die Vollendung des Binnenmarkts in 
all seinen Aspekten sowie über die Umsetzung 
und die Einhaltung seiner Regeln wiederaufneh-
men. Damit soll der Boden für das Weißbuch der 
Kommission vorbereitet werden. 

Die Schaffung eines echten Online-Marktes 
und die Realisierung eines „digitalen Binnen-
marktes“ sind in dieser Hinsicht vorrangig. Die 
Kommission sollte Vorschläge für ein besseres 
Funktionieren eines Verbraucher, Bürger ung 
KMU gerichten Online-Marktes präsentieren. 
Der Binnenmarkt kann sich ohne effiziente 
Wettbewerbsregeln, einen wirksamen Schutz 
des geistigen Eigentums und die Achtung der 
Verbraucherrechte nicht entwickeln. 

Die belgische Präsidentschaft wird die Initia-
tiven für eine Wiederaufnahme der Debatte 
über die Wirkungskraft und die Zukunft des 
Binnenmarktes unterstützen.

Die Mitteilung der Kommission über die Instru-
mente einer intelligenten Regulierung (Smart 
Regulation) wird unter der belgischen Präsi-
dentschaft im Rat erörtert werden.

 Unter der belgischen Präsidentschaft wird der 
Rat gegebenenfalls die Initiative der Kommis-
sion über Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse prüfen.

Auf der Grundlage der Evaluierung der Kom-
mission wird die Präsidentschaft die Umset-
zung und Implementierung der Dienstleis-
tungsrichtlinie einschätzen.

Im Anschluss an die von der spanischen Prä-
sidentschaft durchgeführten Arbeiten möchte 
die belgische Präsidentschaft eine endgültige 
Vereinbarung über die Richtlinie zum Zah-
lungsverzug verabschieden. 
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Geistiges Eigentum

Der angemessene Schutz des geistigen Eigen-
tums wurde in der Strategie Europa 2020 als 
eine der wichtigsten Bremsen zu einem guten 
Funktionieren des Binnenmarktes entgegen-
stehen. Die Innovation und ein angemessener 
Schutz innovativer Ideen bilden auf europä-
ischer Ebene ein Ganzes. Unter der belgischen 
Präsidentschaft wird der Rat seine Arbeit fort-
setzen, um die offen gebliebene Fragen im 
Hinblick auf das EU-Patent und das integrierte 
einheitliche System zur Beilegung von Patent-
streitigkeiten zu klären.

Im Bereich des Urheberrechts wird die Gesetz-
gebungsinitiative der Kommission über ver-
waiste Werke unter belgischer Präsidentschaft 
Gegenstand einer ersten Orientierungsdebatte 
im Rat sein. In Anbetracht der digitalen Ent-
wicklung von Bibliotheken wie etwa Europeana 
und privater Initiativen wird sich der Rat mit der 
Zweckmäßigkeit einer europäischen Gesetzge-
bung in diesem Bereich befassen. 

Unter den zahlreichen laufenden Initiativen 
zum Schutz der geistigen Eigentumsrechte, so-
wohl auf europäischer als auf internationaler 
Ebene, wird die belgische Präsidentschaft den 
Verhandlungen über das Anti-Counterfeiting 
Trade Agreement (ACTA) Vorrang einräumen, 
um sie bis Ende 2010 abzuschließen. 

Glücksspiele

Entsprechend den Überlegungen der Kommis-
sion zu Glücksspielen wird der Rat die Diskus-
sionen weiterführen, um eine gemeinsame Lö-
sung für die grenzüberschreitenden Probleme 
im Zusammenhang mit der Entwicklung der 
Online-Spiele zu finden.  

Industrie, Forschung und Innovation

Die belgische Präsidentschaft, mit Nachdruck 
auf den des horizontalen Ansatzes und der sek-
toriellen Dimension, wird dafür sorgen der im 
Rahmen der Strategie Europa 2020 gestarteten 
Leitinitiative „Eine Industriepolitik im Zeitalter 
der Globalisierung“ einen Impuls zu geben. Di-

Operationnelles programm : Wettbewerbsfähigkeit (Binnenmarkt, Industrie und Forschung)
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ese neue Industriestrategie zielt insbesondere 
vorausschauend über den Übergang der eu-
ropäischen Wirtschaft zu einer weltweit wett-
bewerbsfähigen grünen Wirtschaft und über 
Antworten auf Herausforderungen und Möglich-
keiten, die dieser Übergang für die europäische 
Industrie bedeutet, nachzudenken. 

In den Politikbereichen, die mit dem Wettbewerb 
und dem Binnenmarkt zusammenhängen, wird 
besonderer Wert auf eine Berücksichtigung der 
KMU gelegt. In diesem Rahmen wird die Umset-
zung des Small Business Act erneut untersucht 
werden. Die Internationalisierung der KMU und 
der Zugang zu den Auslandsmärkten, die admi-
nistrative Vereinfachung, Finanzierungsmöglich-
keiten und Ausbildung werden die besonders 
herauszustellenden Themen sein. 

Unter der belgischen Präsidentschaft wird der 
Rat die Verabschiedung der neubearbeitete  
Regelung in Bezug auf Staatshilfen für die Koh-
leindustrie anstreben.

Forschung, Entwicklung und Innovation werden 

im Laufe des zweiten Halbjahres 2010 mit der 
Leitinitiative „Innovationsunion“ im Rahmen der 
Strategie Europa 2020 ein Schwerpunkt sein. 
Entsprechend den Schlussfolgerungen des Euro-
päischen Rats vom März 2010 soll der Rat mit 
Blick auf den Europäischen Rat im Dezember 
einen Beitrag zu diesem Thema liefern. Die bel-
gische Präsidentschaft wird insbesondere darauf 
achten, dass Leitlinien formuliert, politische Ziele 
definiert und Indikatoren ausgearbeitet werden, 
mit denen die Realisierung eines Europäischen 
Forschungsraums (EFR) gemessen werden kann. 

Auf der Grundlage der Mitteilung der Kom-
mission zum Plan für Forschung und Innova-
tion wird die belgische Präsidentschaft einen 
integriertes Vorgehen bevorzugen, der die 
vielfältigen Facetten der Innovation – tech-
nologische, nichttechnologische und soziale 
– abdeckt, ihre Verbreitung in der gesamten 
Wirtschaft fördert und auf aktuelle Herausfor-
derungen sowie auf die Bedürfnisse der Unter-
nehmen, insbesondere der KMU, reagiert. Im 
Kontext des Wissensdreiecks werden die Rolle 
der Cluster und die Beziehungen zwischen den 
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Forschungszentren, der Ausbildung und den 
Unternehmen untersucht werden.

Im Hinblick auf die Ausarbeitung des 8. Rah-
menprogramms wird der Rat unter der bel-
gischen Präsidentschaft die Arbeit zur Verein-
fachung der administrativen Verfahren und zur 
finanziellen Kontrolle des 7. Rahmenprogramms 
für Forschung und Entwicklung aufnehmen.

Während der belgischen Präsidentschaft wird 
besonderes Augenmerk auf die Realisie-
rung der drei Initiativen zum freien Wissen-
saustausch innerhalb des Europäischen For-
schungsraums gelegt werden: 

• �Definieren der Rahmenbedingungen für 
die Initiative „gemeinsame Planung“, mit 
den gesellschaftlichen Herausforderungen 
als Schwerpunkt;

• �Fortführen der europäischen Partnerschaft 
für Forscher, insbesondere um die Mobili-
tät zu erhöhen und den Status der For-
scher aufzuwerten;

• �Fördern einer besseren Integration der 
Universitäten und Forschungsinstitute im 
Wissensdreieck.

Unter der belgischen Präsidentschaft wird sich 
der Rat mit der Rolle der Regionen bei der Ent-
wicklung, Umsetzung und Verfolgung der For-
schung und der europäischen Wissenschafts-
politik befassen. 

Durch strategische Initiativen im Bereich der Bio-
Wirtschaft, des Plans zur Entwicklung kohlstof-
femissionsarmer Technologien (SET-Plan) und 
der Meeresforschung und -technologie wird der 
Rat unter der belgischen Präsidentschaft den 
Beitrag von Forschung und Entwicklung zu einer 
nachhaltigen Gesellschaft untersuchen. 

Der Rat wird die Diskussion über das Projekt 
ITER fortsetzen und eine Prüfung der Verlänge-
rung des 7. Euratom-Rahmenprogramms (Ende 
voraussichtlich 2011) einleiten, damit es zeit-
lich mit dem 7. Rahmenforschungsprogramm 
zusammenfällt, das 2013 endet.

Operationnelles programm : Wettbewerbsfähigkeit (Binnenmarkt, Industrie und Forschung)
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Im Bereich Weltraumforschung wird sich die 
Präsidentschaft bemühen, bei der Definition 
eines europäischen Konzepts zur Weltraum-
forschung Fortschritte zu erzielen und so 
schnell wie möglich die nachhaltige Nutzung 
der Leitprogramme der Union im Raumfahrt-
bereich zu ermöglichen. Schließlich wird die 
Umsetzung der Kompetenz im Raumfahrt-
bereich, die der Vertrag von Lissabon der EU 
einräumt, Gegenstand der vollen Aufmerk-
samkeit der belgischen Präsidentschaft sein, 
die insbesondere darauf achten wird, den in 
Europa vorhandenen Sachverstand und die 
Infrastruktur im Raumfahrtbereich (insbeson-
dere den Sachverstand und die Infrastruktu-
ren der Europäischen Weltraumorganisation) 
einzubeziehen.

Verbraucherrechte

Was die Richtlinie über Verbraucherrechte betrifft, 
wird der Rat die Arbeiten zur Harmonisierung der 
Verbraucherrechte fortsetzen und dabei auf einen 
erhöhten Schutz dieser Rechte achten.

Außerdem möchte die belgische Präsident-
schaft eine große Debatte über die Dringlichkeit 
der weiteren Harmonisierung der wirksamen 
Kontrolle der verbraucherrechtlichen Besitz-
stände und über die tatsächliche Respektie-
rung der wirtschaftlichen Rechte des Verbrau-
chers innerhalb des Binnenmarktes einleiten. 
Die belgische Präsidentschaft wird, in Zusam-
menarbeit mit der Europäischen Kommission, 
Vorschläge zur Verbesserung der konkreten 
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen 
nationalen Kontrollbehörden formulieren. 

Tourismus

Ausgehend von dem Vorschlag der Kommission 
zu diesem Thema wird sich die belgische Prä-
sidentschaft bemühen, zur Umsetzung einer 
koordinierten Aktion zu Gunsten des Touris-
mussektors einen Beitrag zu leisten. Die Quer-
verbindungen dieses Sektors berühren die Bil-
dung, Beschäftigung, soziale Angelegenheiten, 
Lebensqualität, Verbraucherschutz, Wirtschaft 
und Steuern, Verkehr und Mobilität und die 
Umwelt. 
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Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und  
Verbraucher

Beschäftigung

Die belgische Präsidentschaft wird die erste Prä-
sidentschaft sein, die die europäische Strategie 
für Beschäftigung umsetzt, die vor dem Hinter-
grund der Ziele erneuert wurde, die im Rahmen 
der Strategie Europa 2020 für Wachstum und 
Beschäftigung festgelegt wurden. Sie wird da-
für Sorge tragen, dass dies eine ambitöse Stra-
tegie sein wird, und dass in allen strukturellen 
Reformen und in den Debatten über die Wett-
bewerbsfähigkeit die Implikationen für die Be-
schäftigungspolitik berücksichtigt werden. Eine 
enge Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Parlament und den anderen Institutionen der 
EU wird sichergestellt werden. Die nationalen 
Parlamente, die Regionen und die anderen Be-
teiligten werden an der Umsetzung der Stra-
tegie mitwirken. Die Präsidentschaft wird für 
eine Beteiligung der Sozialpartner sorgen. Im 
Anschluss an die von der spanischen Präsident-
schaft durchgeführten Arbeiten wird der Rat im 
Laufe der belgischen Präsidentschaft eine Ent-
scheidung über die beschäftigungspolitischen 
Leitlinien verabschieden. 

Entsprechend den Schlussfolgerungen des 
Europäischen Rates vom März 2010 wird die 
Präsidentschaft dafür sorgen, dass die außer-
ordentlichen Unterstützungsmaßnahmen, die 
ergriffen wurden, um der Krise zu begegnen, 
kurzfristig behutsam abgebaut werden, unter 
Berücksichtigung der makroökonomischen 
Stabilität, der öffentlichen Finanzen und der 
Situation auf den Arbeitsmärkten. 

Im Rahmen der Strategie Europa 2020 und der 
Leitinitiative „Beschäftigung und Qualifikationen“ 
wird der Rat unter der belgischen Präsidentschaft 
vier vorrangige Handlungsbereiche angehen, auf 
der Grundlage der Prioritäten und der Arbeiten 
der Europäischen Kommission, des Parlaments 
und des Beschäftigungsausschusses:

• �Im Zusammenhang mit dem Übergang zu 
einer kohlendioxidemissionsarmen Wirt-
schaft wird der Rat unter der belgischen 
Präsidentschaft Schlussfolgerungen zur 
Förderung der grünen Arbeitsplätze und 
des Greening of all Jobs verabschieden 
und Zielvorgaben und Politikmaßnahmen 

Operationnelles programm : Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und  Verbraucher
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hierzu festlegen, insbesondere im Be-
reich neue Qualifikationen (Green Skills) 
und Ausbildung sowie im Bereich der Ge-
staltung der Produktionsweisen und der 
Arbeitsplätze;

• �Angesichts der demografischen Verän-
derungen möchte die belgische Präsi-
dentschaft Schlussfolgerungen zu neuen 
Wegen des Karrieremanagements verab-
schieden sowie die Beschäftigungsnischen 
identifizieren, die durch die Alterung der 
Gesellschaft entstehen (White Jobs), und 
so einen Pakt Work and Ageing Society 
auf den Weg bringen;

• �Einsatz für die Integration und die Mobi-
lisierung aller auf dem Arbeitsmarkt ver-
fügbaren Talente sowie gegen jede Form 
der Diskriminierung in der Beschäftigung 
(aufgrund des Geschlechts, der kulturellen 
Verschiedenheit und der Zugehörigkeit zu 
bestimmten Gruppen), um für integrierende 
Arbeitsmärkte und einen größeren sozi-
alen Zusammenhalt zu sorgen;

• �Entwicklung der Flexicurity mit dem Kon-
zept Making Transition Pay: sicherstellen, 
dass sich der Beschäftigungswechsel für 
die Arbeitnehmer und für die gesamte 
Wirtschaft lohnt; Schaffung hochwer-
tiger Berufsübergänge und Bekämpfung 
der Segmentierung in der Beschäftigung; 
gleichzeitig Herstellung von mehr Beschäf-
tigungssicherheit.

In diesem Kontext unterstreicht die belgische 
Präsidentschaft die Wichtigkeit der Aktivie-
rung der Arbeitslosen sowie der fortgesetzten 
Verbesserung der Kompetenzen und der Aus-
bildung, um den Anforderungen des Arbeits-
markts besser entsprechen zu können. Die 
Präsidentschaft unterstreicht auch die Rolle 
der öffentlichen Arbeitsverwaltungen.

Ein weiterer Aufmerksamkeitspunkt betrifft die 
Integration der arbeitsmarktfernsten Arbeitslo-
sen.

Die Mitteilung der Kommission zur Jugendar-
beitslosigkeit wird Gegenstand einer Orientie-
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rungsdebatte im Rat sein, die sich mit Maßnah-
men zur Schaffung von mehr Arbeitsplätzen 
sowie mehr Lehr- und Ausbildungsstellen für 
Jugendliche beschäftigen wird. 

Auf der Grundlage der Arbeiten der Kommis-
sion wird die belgische Präsidentschaft im Rat 
auch eine überlegung anregen, um sicherzu-
stellen, dass die wirtschaftlichen Änderungen 
und Unternehmensumstrukturierungen auf so-
zial verantwortliche Weise geschehen. 

Schließlich wird die belgische Präsidentschaft 
darauf drängen, dass die europäische Union 
die Agenda für menschenwürdige Arbeit und 
den globalen Pakt für Beschäftigung in Zusam-
menarbeit mit der Internationalen Arbeitsor-
ganisation (IAO) umsetzt, und wird darauf be-
dacht sein, auch in den Außenbeziehungen die 
sozialen Normen zu verteidigen.

Arbeitsrecht

Unter der belgischen Präsidentschaft wird der 
Rat die Arbeiten für den Vorschlag einer Richt-

linie zur Umsetzung der Maßnahmen zur Ver-
besserung der Sicherheit und Gesundheit von 
Schwangeren, Wöchnerinnen und stillenden 
Müttern am Arbeitsplatz fortsetzen. 
Gleichfalls wird der Rat entsprechend den Er-
gebnissen der Beratungen mit den Sozialpart-
nern eine erste Orientierungsdebatte über die 
Arbeitszeitrichtlinie durchführen.

Unter den anderen Gesetzgebungsinitiativen 
auf dem Gebiet des Arbeitsrechts wird der Rat  
sich beschäftigen mit: 

• �dem Vorschlag zur Überarbeitung der 
Richtlinie zur Beschränkung der Gefähr-
dung von Arbeitnehmern durch elektro-
magnetische Felder, bei dem die belgische 
Präsidentschaft zu einer politischen Eini-
gung im Rat kommen möchte;

•� �dem Vorschlag für eine Richtlinie über die 
Anwendung des Arbeitsrechts für Seeleu-
te.

Operationnelles programm : Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und  Verbraucher
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Sozialpolitik

Der Rat wird im Rahmen der Arbeit des Aus-
schusses für Sozialschutz dafür sorgen, dass 
die Überwachung der sozialen Auswirkungen 
der Krise weiterverfolgt und von den Sozialmi-
nistern diskutiert wird. Dies betrifft insbeson-
dere die Rolle der automatischen wirtschaft-
lichen Stabilisatoren.

In Abstimmung mit der Europäischen Kom-
mission wird die belgische Präsidentschaft 
ihre Anstrengungen zur Verbesserung der 
Wirkungskraft der offenen Koordinierungsme-
thode in den Bereichen Gesundheit, Renten 
und soziale Eingliederung fortsetzen. Die 
Diskussionen über die Leitinitiative zur Ver-
minderung der Armut sollten dazu beitragen, 
Initiativen im Bereich des Sozialschutzes und 
der aktiven Eingliederung zu berücksichtigen, 
die über den Kampf gegen die Armut hinaus-
gehen.

Auf der Grundlage der vorbereitenden Arbei-
ten und des Grünbuchs der Kommission wird 

der Rat Beschlüsse zum Fortbestand, zur An-
gemessenheit und zur Übertragbarkeit von 
Rentenansprüchen im Kontext einer alternden 
Gesellschaft verabschieden. Die Nachhaltigkeit 
der langfristigen Finanzierung der Renten muss 
auch auf die Tagesordnung gesetzt werden.

Die Schlussfolgerungen des Rates zu den Sozi-
aldienstleistungen von allgemeinem Interesse 
werden sich auf die Arbeiten des Ausschusses 
für Sozialschutz, des dritten Forums über die 
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse 
und auf den zweiten Zweijahresbericht der 
Kommission stützen. 

Die belgische Präsidentschaft wird das Euro-
päische Jahr zur Bekämpfung von Armut und 
sozialer Ausgrenzung abschließen und darauf 
achten, dass Lehren für die Zukunft daraus 
gezogen werden. Dem Rat wird vorgeschla-
gen, Schlussfolgerungen zur Kinderarmut, zum 
Zugang zu hochwertiger Gesundheitsversor-
gung für alle, zur Obdachlosigkeit und zur Ar-
mutsprävention zu verabschieden.
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Die belgische Präsidentschaft wird eine Konfe-
renz über Behinderung veranstalten, die sich 
mit der Koordinierung und der Umsetzung der 
von den Vereinten Nationen vorgesehenen Ins-
trumente zu diesem Thema befassen wird.

Gleichstellung

Der Rat wird unter der belgischen Präsident-
schaft auf der Grundlage der Mitteilung der 
Kommission über die neue Strategie zur Gleich-
stellung von Frauen und Männern (2011-2015) 
Schlussfolgerungen verabschieden. Außerdem 
wird der Rat Schlussfolgerungen zur gleichen 
Entlohnung von Frauen und Männern im Rah-
men der Weiterverfolgung des Aktionsplans von 
Peking (UN-Konferenz 1995) verabschieden.

Die belgische Präsidentschaft wird die Arbeiten 
der spanischen Präsidentschaft im Zusammen-
hang mit der Richtlinie zur Anwendung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeach-
tet der Religion oder der Weltanschauung, ei-
ner Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung fortführen.

Schließlich wird die Präsidentschaft ihre volle 
Aufmerksamkeit dem Kampf gegen die Gewalt 
gegenüber Frauen widmen.

Gesundheitspolitik: Solidarität und 
Innovation

Unter der belgischen Präsidentschaft wird der 
Rat eine politische Diskussion über die Art und 
Weise führen, wie die Mitgliedstaaten und die 
Kommission gemeinsam mit den Risiken für die 
öffentliche Gesundheit umgehen, insbeson-
dere nach der Bewertung der pandemischen 
Grippe.

Auf der Grundlage einer Mitteilung der Europä-
ischen Kommission wird der Rat Schlussfolge-
rungen zur Nuklearmedizin und zu Radioisoto-
pen verabschieden. 

Der Rat wird unter der belgischen Präsident-
schaft die Verhandlungen über den Richtlinie-
nentwurf zur grenzüberschreitenden Gesund-
heitsversorgung fortführen. 

Operationnelles programm : Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und  Verbraucher
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Ein besonderes Augenmerk wird dabei auf 
die Frage der im Gesundheitssektor Beschäf-
tigten gelegt, auf die sozialen Faktoren der 
Gesundheit, auf den Kampf gegen den Krebs 
und chronische Krankheiten, wie auch auf die 
Solidarität und die Innovation im Bereich der 
Arzneimittel.

Der Rat wird die Arbeiten über die Gesetzge-
bungsinitiativen fortsetzen, die das Pharma-
paket bilden. Ein besondere Aufmerksamkeit  
wird dabei auf die Vorschläge zur Bekämpfung 
gefälschter Medikamente und auf die Arznei-
mittelüberwachung gelenkt werden.

Auf internationaler Ebene wird die belgische 
Präsidentschaft für die Vorbereitung und euro-
päische Koordinierung der Konferenz der Ver-
tragsparteien der Rahmenkonvention zur Be-
kämpfung des Rauchens sorgen.

Lebensmittel

Unter der belgischen Präsidentschaft wird der 
Rat seine Arbeiten zu dem Vorschlag für eine 

Verordnung betreffend die Information der Ver-
braucher über Lebensmittel fortführen. 
Die Präsidentschaft wird eng mit den anderen 
Institutionen zusammenarbeiten, um eine Eini-
gung über den Vorschlag für eine Verordnung 
über neuartige Lebensmittel und ihr Inverkehr-
bringen zu erzielen.
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Verkehr, Telekommunikation und Energie

Nachhaltige Zukunft des Verkehrs

Unter der belgischen Präsidentschaft wird 
der Rat eine Orientierungsdebatte über das 
von der Kommission vorgelegte neue Weiß-
buch über nachhaltigen Verkehr 2010-2020 
anstoßen. Besonderes Augenmerk wird da-
bei auf die Vernetzung mehrerer Verkehrs-
arten, die Entwicklung intelligenter Ver-
kehrssysteme, öffentliche Verkehrsmittel 
von hoher Qualität, die Warenlogistik, die 
städtische Mobilität, die Verkehrssicherheit 
und den Schutz schwacher Verkehrsteilneh-
mer gelegt werden.

Die Politik des Transeuropäischen Verkehrs-
netzes (TEN-V) muss der Nachhaltigkeit ei-
nen zentralen Platz einräumen. Daher wird 
der Rat unter der belgischen Präsidentschaft 
eine Überprüfung dieser Politik und der Me-
thodik für die Schaffung eines integrierten 
europäischen Verkehrsnetz vornehmen. Ins-
besondere wird darauf geachtet werden, al-
len Verkehrsmitteln einen Platz zuzuweisen, 
einschließlich See- und Binnenhäfen und 

umliegende Bereiche, die in das europäische 
Verkehrsnetz integriert werden müssen.

Während der belgischen Präsidentschaft wird 
der Rat seine Arbeiten fortsetzen, um zu einer 
Rahmenvereinbarung über die Neufassung der 
Richtlinie über die Eurovignette (1999/62/EG) 
zu kommen, die es den Mitgliedstaaten er-
möglichen würde, von den Straßenbenutzern 
die durch den Straßenverkehr verursachten ex-
ternen Kosten zurückzuerhalten.  Das Endziel 
besteht darin, zu einer Regelung zu kommen, 
die alle Verkehrsarten abdeckt.

Im Rahmen der Umsetzung des Aktionsplans 
„Urbane Mobilität“ wird der Rat besonderes 
Augenmerk auf nachhaltige Verkehrsarten wie 
etwa den Güterverkehr per Schiff oder Bahn 
und auf sanfte und kollektive Mobilitätssys-
teme (öffentliche Verkehrsmittel, Fahrrad und 
Fußwege in den Ballungsräumen) legen.

Der Rat wird sich mit der von der Kommissi-
on abgegebenen Halbzeitbewertung des Pro-
gramms NAIADES (Navigation and Inland Wa-

Operationnelles programm : Verkhehr, Telekommunikation und Energie
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terway Action and Development in Europe) 
befassen, das auf die Förderung der Binnen-
schifffahrt abzielt. 

Entsprechend der Vorlage eines Neufassungs-
vorschlags für das erste Eisenbahnpaket durch 
die Kommission wird der Rat unter der bel-
gischen Präsidentschaft einen Fortschrittsbe-
richt verfassen.

Das Thema der Logistik ist von hoher Wich-
tigkeit und erfordert einen grenzüberschrei-
tenden Ansatz. Die Umsetzung des Aktions-
plans von 2007 zur Warenlogistik wird 2010 
bewertet werden. Diese Evaluierung wird zu 
einer Anpassung dieses Konzepts und zu neu-
en Maßnahmen unter der belgischen Präsi-
dentschaft führen.

Sicherheit und Schutz der ver-
schiedenen Verkehrsarten

Unter der belgischen Präsidentschaft wird der 
Rat einen Entwurf für Schlussfolgerungen zu 
dem von der Europäischen Kommission vor-

gelegten vierten Aktionsplan für die Straßen-
verkehrssicherheit für den Zeitraum 2011-2020 
verabschieden. Im Oktober 2010 werden die 
Europäischen Tage der Straßenverkehrssicher-
heit veranstaltet. 

Seit April 2010 ist die neue Verordnung über 
die Luftfahrtsicherheit in Kraft. Die belgische 
Präsidentschaft wird für ihre Umsetzung und 
insbesondere für eine technische Kooperation 
und Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten 
sowie mit den Ländern Afrikas und Asiens im 
Rahmen der Internationalen Zivilluftfahrt-Or-
ganisation (ICAO) sorgen. 

Wenn sich die Veröffentlichung eines Fahr-
plans für den Weg zur Integration der Mee-
resüberwachung bestätigt, wird die belgische 
Präsidentschaft eine Orientierungsdebatte zu 
diesem Thema beginnen.

Innovation im Verkehrssektor

Der Rat wird unter belgischer Präsidentschaft 
eine Orientierungsdebatte über die Halbzeitbe-




